
Minderheitsabzug / Wertpapiere ohne Kurswert

Allgemeines
Das Vermögen wird grundsätzlich nach 
dem Verkehrswert bewertet. Der Ver-
kehrswert ist der Wert der für einen 
Gegenstand basierend auf normalen 
Verhältnissen erzielt werden könnte. 
Wertpapiere ohne Kurswert sind ge-
stützt auf das Kreisschreiben 28 der 
Schweizerischen Steuerkonferenz für 
die Vermögenssteuerzwecke zu bewer-
ten. Für die Vermögenssteuer ist der 
Verkehrswert des Wertpapieres per 
31. Dezember des jeweiligen Steuerjah-
res heranzuziehen. Soweit es einen 
amtlichen Kurs für das Wertpapier per 
Stichtag gibt, ist jener Wert massge-
bend. Wird das Wertpapier nicht an der 
Börse gehandelt, sind die Grundsätze 
des Kreisschreibens 28 für die Bewer-
tung zu berücksichtigen.

Grundsatz für die Bewertung
In der Regel ist der Sitzkanton der Ge-
sellschaft für die Bewertung der Gesell-
schaft zuständig.
Gemäss dem erwähnten Kreisschreiben 
wird präzisiert in welchen Fällen die Ge-
sellschaft mit dem Ertragswert, Subs-
tanzwert oder nach der Praktikerme-
thode zu bewerten ist. Letztere ist eine 
Mischung aus Ertrags- und Substanz-
wertmethode und gängig für die Bewer-
tung von Schweizer KMU.

Pauschalabzug
Soweit ein Steuerpflichtiger bis zu 50 % 
an der Gesellschaft beteiligt ist, kann 
er auf Antrag einen Pauschalabzug von 
30 % in Anspruch nehmen. Das heisst, 
der von der kantonalen Steuerverwal-
tung ermittelte Steuerwert ist um 30 % 
zu kürzen und so im Wertschriftenver-
zeichnis zu deklarieren. 

Ausnahmen vom Pauschalabzug
Soweit der einzelne Steuerpflichtige 
eine Beteiligung von mehr als 50% hält 
oder zusammen mit seinem Ehegatten 
diese Grenze überschreitet, wird der An-
trag auf Pauschalabzug nicht gewährt. 
Massgebend für die Beurteilung der pro-
zentualen Beteiligung ist das Ende der 
Steuerperiode. Zum Vorteil der Ehegat-
ten werden für die mögliche Teilbesteu-
erung von qualifizierten Beteiligungs-
erträgen die Quoten zusammengezählt.
Unter anderem wird für Anteile an Ge-
sellschaften, die sich in Liquidation be-
finden, Genossenschaften oder GmbHs 
der Pauschalabzug nicht gewährt. Er-
hält der Steuerpflichtige eine angemes-
sene Dividende, so wird der Abzug eben-
falls nicht gewährt. Eine angemessene 
Dividende liegt vor, wenn die Rendite 
1 % höher ist als der 5-Jahres-Swap. Für 
die Beurteilung der Angemessenheit ist 
die Dividende des laufenden Jahres und 
des Vorjahres massgebend.

Minderheitsabzug bei der Bewertung 
von Wertpapieren ohne Kurswert

«In Kürze»

1.	� Grundsätzlich wird bei einer 
Beteiligungsquote von bis 
zu 50 % der Pauschalabzug 
von 30 % gewährt.

2.	� Halten Ehegatten zusammen 
mehr als 50%, so wird der 
Pauschalabzug nicht gewährt.

3.	� Soweit eine angemessene 
Dividende dem Aktionär 
zufliesst, wird der Pauschal-
abzug nicht gewährt. 
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Kundenerwartungen nicht nur 
erfüllen, sondern übertreffen … 
dies ist unsere Devise seit 1962. 
Mit beiliegender Praxis KMU 
Informationen möchten wir 
Sie über aktuelle Themen in den 
Bereichen der Wirtschafts
prüfung und -beratung, Finanz- 
und Rechnungswesen sowie 
Steuerberatung periodisch 
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Geschäftsspesen

Grundsatz
Entschädigungen für Auslagen, die vor 
oder nach der eigentlichen Arbeitstätig-
keit anfallen, stellen in steuerlicher Hin-
sicht keine Spesenvergütung dar. Dabei 
handelt es sich um Entschädigungen 
für Aufwendungen in Zusammenhang 
mit dem Arbeitsweg oder der Verpfle-
gung am Wohn- oder üblichen Arbeits-
ort. Diese Auslagen des Arbeitsnehmers 
werden zu den Berufsunkosten gezählt 
und sind in der Steuererklärung nur be-
grenzt abzugsfähig. 
Spesenvergütungen dagegen stellen ei-
nen steuerneutralen Auslagenersatz dar. 
Erhält der Arbeitnehmer Spesenauszah-
lungen, die höher als die effektiven Kos-
ten sind, ergibt sich ein geldwerter Vor-
teil zu seinen Gunsten. Dieser Vorteil 
wird als Lohnbestandteil betrachtet und 
zu seinem Einkommen gezählt.
Um dem Steueramt die Unterscheidung 
zwischen Auslagenersatz und Lohnbe-
standteil zu erleichtern, wird die Dekla-
ration aller als Spesen ausgerichteter 
Entschädigungen auf dem Lohnausweis 
verlangt. Dabei wird zwischen effekti-
ven Spesen und Pauschalspesen unter-
schieden. 

Effektive Spesen
Zu den effektiven Kosten gehören Über-
nachtungsspesen gegen Beleg, effek-
tive Kosten für Mittag- oder Abendessen 
(maximal CHF 35.00) oder Einzelfallpau-
schalen von maximal CHF 30.00, Kun-
deneinladungen gegen Quittung, Benut-
zung von öffentlichen Verkehrsmitteln 
gegen Beleg, Kilometerentschädigung 
für die Nutzung des Privatautos für ge-
schäftliche Zwecke (maximal 70 Rap-
pen pro Kilometer), Kleinspesen gegen 
Beleg oder in Form einer Einzelfallpau-
schale pro Tag von maximal CHF 20.00. 
Bei Einhaltung dieser Vorgaben muss 
die Spesenentschädigung nicht betrags-

mässig auf dem Lohnausweis ausgewie-
sen werden. 

Pauschalspesen
Die Auszahlung von Pauschalspesen 
wird vom Arbeitgeber gewählt, um auf 
eine exakte Prüfung der einzelnen Be-
lege verzichten und die internen Abläufe 
vereinfachen zu können. Dabei werden 
Differenzen zu den effektiven Kosten in 
Kauf genommen, dürfen aber gemäss 
arbeitsrechtlichen Regelungen nicht 
zum Nachteil des Arbeitnehmers sein. 
Werden Pauschalspesen ohne geneh-
migtes Spesenreglement ausbezahlt, 
kann das Steueramt den Nachweis der 
effektiven Kosten einfordern.

Spesenreglement
Es gibt für Arbeitgeber die Möglichkeit, 
ihre Spesenregelung in einem Reglement 
festzuhalten und vom Steueramt geneh-
migen zu lassen. Durch die Genehmi-
gung des Spesenreglements muss der 
Arbeitgeber auf dem Lohnausweis auf 
das Spesenreglement verweisen. Soll-
ten effektive Spesen ausbezahlt wer-
den, die nicht den Richtlinien der Weg-
leitung entsprechen, entfällt für diese 
dennoch die Angabe im Lohnausweis. 
Durch die Genehmigung werden die im 
Reglement festgehaltenen Vergütun-
gen als Auslagenersatz anerkannt und 
stellen keinen Lohnbestandteil beim 
Arbeitnehmer dar. Zudem kann der Ar-
beitnehmer darauf verzichten, den Ver-
wendungsnachweis für die erhaltene 
Spesenvergütung zu erbringen. Die An-
erkennung des Spesenreglements gilt 
jeweils kantonsübergreifend.
Je nach Kanton gibt es verschiedene Vo-
raussetzungen für die Genehmigung ei-
nes Spesenreglements. So müssen zum 
Beispiel mindestens zehn Personen be-
schäftigt werden, die ein Anrecht auf 
die Spesenvergütung haben. Teilweise 

Geschäftsspesen – wo liegen die Grenzen?
wird sogar das Vorliegen eines ersten 
Geschäftsabschlusses vorausgesetzt, 
was zum Nachteil von jungen Firmen 
sein kann. Für diese wäre es attraktiv, 
von Anfang an eine genehmigte Spesen-
regelung zu haben, wenn sie z. B. hohe 
Repräsentationsausgaben tätigen.
Es gibt ein Musterspesenreglement von 
der Schweizerischen Steuerkonferenz, 
auf welches gewisse Kantone abstellen, 
welches aber nicht zwingend zu verwen-
den ist.

«In Kürze»
1. 	�Spesenentschädigungen stel- 

len Auslagenersatz dar und 
sind steuerlich neutral. Über- 
höhte Vergütungen stellen 
einen geldwerten Vorteil für 
den Arbeitnehmer dar und 
gelten als Lohnbestandteil.

2.	� Die Auszahlung von effekti-
ven Spesen unterliegt gewis
sen Bestimmungen und 
muss belegmässig nachge-
wiesen werden können. 
Durch die Genehmigung eines 
Spesenreglements erüb-
rigt sich der Nachweis durch 
Belege.

3.	� Die Grenzen für die Geschäfts-
spesen variieren je nach Art 
der Auszahlung: entweder liegt 
die Grenze bei den effektiven 
Kosten oder bei den festge-
setzten Pauschalen, die even-
tuell in Form eines Spesen-
reglements genehmigt worden 
sind.
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«In Kürze»

1.	� Dem Erblasser soll bei der 
Gestaltung seines Nach
lasses mehr Freiheit einge-
räumt werden.

2.	� Zu diesem Zweck sollen 
die gesetzlichen Pflichtteils-
quoten verkleinert werden.

3.	� Zur Diskussion steht die 
Einführung des Unterhalts-
vermächtnisses.

4.	� Die Etablierung eines gesetz-
lichen Erbanspruches des 
Konkubinatspartners ist kein 
Thema mehr.

Geänderte Lebensrealitäten
Dieses Jahr begeht das Schweizer Erb
recht bereits sein 110-Jahre-Jubiläum 
und hat damit die Erbschaften vieler 
Generationen geprägt. Selbstredend ha-
ben sich die Lebensrealitäten seit 1907 
stark verändert. Trotz punktueller Än-
derungen des Erbrechtes widerspiegelt 
und berücksichtigt dieses die soziode-
mografischen Verhältnisse unserer Zeit 
nicht mehr: Die Lebenserwartung hat 
zugenommen, Ehen werden häufiger ge
schieden, Menschen leben – ausser
halb der gesetzlich normierten Form 
von Ehe und Kindesverhältnis – in (vor
übergehenden) Lebensgemeinschaften 
zusammen. Als Folge davon sind ver-
mehrt individuelle Lösungen in der Nach-
lassregelung erwünscht.

Mehr Gestaltungsfreiheit
Ein Grundanliegen der Revision besteht 
darin, das Erbrecht flexibler auszuge-
stalten. Der Vorentwurf sieht dafür als 
zentrales Element die Verkleinerung der 
gesetzlichen Pflichtteile vor. Dadurch 
kann der Erblasser über einen grösse-
ren Teil seines Vermögens frei verfügen 
und somit seiner spezifischen familiä-
ren Situation Rechnung tragen. Er kann 
jene Personen begünstigen, welche ihm 
am nächsten stehen, unabhängig vom 
Vorliegen gesetzlich vorgesehener Be-
ziehungsformen. Die Reduktion der ge-
setzlichen Pflichtteile stellt mithin auch 
für Unternehmensnachfolgen eine Er-
leichterung dar.
Die Frage, wie die Reduktion der Pflicht-
teilsquote erreicht werden soll, dürfte 
im Rahmen des weiteren Gesetzgebungs-
prozesses jedoch noch zu Diskussionen 
führen. Unbestritten ist zurzeit die Ver-
kleinerung der Pflichtteile der Nachkom-
men. Hingegen werden die Reduktion 
des Pflichtteils des überlebenden Ehe-

gatten respektive des überlebenden 
eingetragenen Partners sowie die Strei-
chung des Pflichtteils der Eltern unter-
schiedlich beurteilt.

Unterhaltsvermächtnis
Mit dem Unterhaltsvermächtnis würde 
ein neues Institut in das Schweizer Er-
brecht aufgenommen: Der überlebende, 
mit dem Erblasser nicht verheiratete Le-
benspartner soll sich vor Gericht einen 
Teil des Vermögens oder eine Unterhalts-
rente erstreiten können, falls er durch 
dessen Tod in finanzielle Not gerät. Der 
selbe Anspruch stünde auch Stiefkin-
dern zu, die mit dem Verstorbenen wäh-
rend längerer Zeit zusammengelebt und 
von diesem finanzielle Unterstützung 
erhalten haben. Die Meinungen über das 
Unterhaltsvermächtnis gehen ausein-
ander. Befürworter unterstreichen, dass 
durch diesen verbesserten Schutz un-
verheirateter Partner den gewandelten 
gesellschaftlichen Realitäten Rechnung 
getragen werde. Gegner des Unterhalts-
vermächtnisses bemängeln, dass die-
ses Institut dem Grundgedanken der 
Revision, die Verfügungsfreiheit des 
Erblassers zu vergrössern, diametral 
entgegenstehe und gerichtliche Ausei-
nandersetzungen bei Erbschaften her-
aufbeschwöre. Man darf also gespannt 
sein, ob das Unterhaltsvermächtnis in 
der Endfassung des neuen Erbrechtes 
noch anzutreffen sein wird.

Konkubinatspartner
Im Vorentwurf nicht vorgesehen ist ein – 
im Vorfeld viel diskutierter – gesetzli-
cher Erbanspruch des Konkubinats-
partners. Vielmehr hält der Bundesrat 
am Kreise der erbberechtigten Famili-
enmitglieder fest. Durch die vorgese-
hene Verkleinerung resp. Streichung 
deren gesetzlicher Pflichtteile erhält 

Modernisierung des Erbrechtes
der Erblasser jedoch die Möglichkeit, 
einen allfälligen Konkubinatspartner im 
Umfang der frei verfügbaren Quote zu 
begünstigen. Zu beachten ist allerdings, 
dass die Begünstigung des Konkubinats
partners in den meisten Kantonen nicht 
unwesentliche Steuerfolgen zeitigt.

Aufteilung der Vorlage
Der Vorentwurf enthält nebst der Ver-
kleinerung des Pflichtteils und der Neu-
erung des Unterhaltsvermächtnisses 
noch eine Vielzahl technischer, weniger 
politischer Vorschläge zu diversen Ein-
zelpunkten. Der Bundesrat hat entschie-
den, diesen technischen Teil gesondert 
in einer zweiten Botschaft zu behandeln, 
um die Arbeiten am materiellen, emoti-
onsbeladenen Teil nicht zu verzögern. 
Die Botschaft zum ersten Teil sollte noch 
im Laufe dieses Jahres vorliegen.

Revision des Erbrechtes
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Opting out / Opting in / Opting up

Grundsatz
Aktiengesellschaften, GmbH, Genossen
schaften und Stiftungen sind zur Wahl 
einer Revisionsstelle verpflichtet. Der 
Verein muss eine Revisionsstelle nur 
wählen, wenn er eine gewisse «Grösse» 
aufweist (Bilanzsumme von über CHF 
10 Mio, Umsatzerlös von über CHF 20 
Mio, 50 Vollzeitstellen) oder ein persön-
lich haftendes oder zu Nachschüssen 
verpflichtetes Mitglied eine einge-
schränkte Revision verlangt. Der Gesetz-
geber hat bei der Reform des Aktien-
rechts Optionsmöglichkeiten in Bezug 
auf die Revisionspflicht beschlossen, 
welche nachfolgend behandelt werden.

Opting-out
Mit Zustimmung sämtlicher Anteilsinha-
ber kann eine Gesellschaft auf eine ein-
geschränkte Revision verzichten, sofern 
sie im Jahresdurchschnitt nicht mehr 
als zehn Vollzeitstellen hat. Ein Opting-
out bei Stiftungen gibt es, wenn die Auf-
sichtsbehörde auf deren Begehren die 
Stiftung von der Pflicht befreit, eine Re-
visionsstelle zu bezeichnen.
Der Vorteil eines Opting-out ist, dass 
beim Verzicht auf die Revisionsstelle 
die Prüfungskosten wegfallen. Der voll-
ständige Verzicht auf die Prüfung kann 
aber auch Nachteile haben. Ein geprüf-
ter Abschluss schafft Vertrauen ge
genüber Steuerbehörden, Sozialversi-
cherungen und Fremdkapitalgebern 
(Banken).
Bei einem Opting-out ist zu beachten, 
dass dieses nur für die Prüfung der Jah-
resrechnung gilt. Spezialprüfungen wie 
Kapitalerhöhungs-, Kapitalherabset-
zungs-, Aufwertungsprüfungen sowie 
Prüfungen der Zwischenbilanz bei Ka-

pitalverlust oder Überschuldung unter-
liegen weiterhin einer Prüfungspflicht.

Opting-up
Bei Gesellschaften, die von Gesetzes 
wegen zur eingeschränkten Revision 
verpflichtet sind, können Gesellschaf-
ter, die über eine Beteiligung von min-
destens 10% am Gesellschaftskapital 
verfügen, eine ordentliche Revision der 
Jahresrechnung verlangen. In der GmbH 
und in der Genossenschaft sind dieje-
nigen Personen, die einer Nachschuss-
pflicht bzw. einer persönlichen Haftung 
unterliegen, berechtigt, eine ordentli-
che Revision zu verlangen.
Die ordentliche Revision geht bezüglich 
Prüfungsumfang- und -tiefe erheblich 
weiter als die eingeschränkte mit der 
Folge, dass die Berichterstattung der 
Revisionsstelle verbindlicher ist (posi-
tive Prüfungsaussage, Abnahmeemp-
fehlung etc.).
Bei einer ordentlichen Revision ist der 
Aufbau eines internen Kontrollsystems 
(IKS) zwingend. Dadurch entsteht ein 
Initialaufwand, welchem jedoch ein 
grosser Nutzen gegenübersteht. Wich-
tige Prozesse und Kontrollen werden 
überdacht, verbessert oder optimiert. 
Die Prüfung des IKS wiederum stellt si-
cher, dass Abläufe und Kontrollmass-
nahmen ordnungsgemäss und ange-
messen eingeführt worden sind.
Ein unfreiwilliges Opting-up kann es bei 
Stiftungen geben: Ist die Stiftung zu ei-
ner eingeschränkten Revision verpflich-
tet, so kann die Aufsichtsbehörde eine 
ordentliche Revision verlangen, wenn 
dies für die zuverlässige Beurteilung der 
Vermögens- und Ertragslage der Stif-
tung notwendig ist. 

Optionen bei der Revisionspflicht
Opting-in
Wurde ein Opting-out vorgenommen, so 
gilt dieser Verzicht auf die Durchführung 
einer Revision auch für die nachfolgen-
den Jahre. Jeder Gesellschafter hat al-
lerdings das Recht, mittels Opting-in 
die Durchführung einer eingeschränk-
ten Revision zu verlangen. Bei einem 
Opting-in darf die Jahresrechnung vor 
Erstattung eines Revisionsberichts nicht 
genehmigt werden. Neben dem gesetz-
lich vorgesehenen Opting-in-Anspruch 
der Gesellschafter kommt es in der Pra-
xis gelegentlich vor, dass Gläubiger (Ban-
ken) ein Opting-in (eingeschränkte oder 
ordentliche Revision) durchsetzen. 

«In Kürze»

1.	� Ein Opting-out ist vorwie-
gend für KMU geeignet, 
die nicht von Fremdkapital-
gebern abhängig sind.

2.	� Für ein Opting-up spricht, 
dass der Bericht der Re
visionsstelle eine positive 
Prüfungsaussage und 
Abnahmeempfehlung ent
hält, welche den Kapital
gebern eine bessere Sicher-
heit gibt.

3.	� Kapitalgebern und Personen, 
welche nachschusspflichtig 
oder persönlich haftbar sind, 
empfiehlt sich, ein Opting-in 
zu verlangen.


